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 TKG-Novelle: Nebenkostenprivileg fällt weg 

Streit um die Wirkung einer 
Deregulierung
Das Nebenkostenprivileg bei den Kabel-TV-Kosten wird fallen. Nach 
monatelangen Diskussionen hat im Mai der Bundesrat der Novelle des 
Telekommunikationsgesetzes (TKG) zugestimmt. Die Bewertung von 
Wohnungswirtschaft und Verbraucherschützern könnte unterschiedlicher 
kaum ausfallen. 

Nun ist es amtlich: Mieter sollen nach 
einer Übergangsfrist ab 2024 für den 
Internet-Ausbau direkt zahlen. Gleich-

zeitig dürfen die Vermieter Kosten für TV-
Kabelverträge nicht mehr auf die Mieter 
umlegen. Der GdW spricht von einem Bären
dienst für Mieter. Immobilienverwalter be-
fürchten steigende Gebühren. Demgegen-
über erwartet die Verbraucherzentrale 
durch Wahlfreiheit eine spürbare Entlastung 
der Mieter.
In keinem Land gibt es so viele und kompli-
zierte Bauvorschriften wie in Deutschland. 
Das politische Ziel, das Kuddelmuddel 
regional unterschiedlicher Gesetze durch 
abgespeckte Genehmigungsverfahren zu 
entbürokratisieren, war und ist in der Bran-
che seit Langem unstrittig. Ob aber das 
neue Gesetz der Weisheit letzter Schluss 

ist, um die Digitalisierung schneller voran-
zutreiben, bezweifeln viele Branchenkenner. 
Fest steht, dass die politischen Gremien 
länger als vorgesehen über die Ausgestal-
tung der Novelle gerungen haben. Noch im 
Oktober 2020 hatte die Bauministerkonfe-
renz in Weimar klar die Devise ausgegeben, 
dass das Nebenkostenprivileg erhalten wer-
den soll.

BVI sieht Breitbandausbau gefährdet

Zu den Kritikern der nun verabschiedeten 
Novelle gehört der BVI Bundesfachverband 
der Immobilienverwalter e.V. Er befürchtet 
neben steigenden Gebühren für Mieter so-
wie Planungsunsicherheit für den Breit-
bandausbau einen deutlichen Mehraufwand 
und damit höhere Kosten in der Verwal-

tungsbranche. „Große, langfristige Versor-
gungsverträge, die Vermieter und Verwalter 
für ihre Mieter und Eigentümergemeinschaf-
ten vereinbaren konnten und die aufgrund 
von Sammelabos entsprechend günstiger 
waren, gehören damit der Vergangenheit 
an“, so BVI-Präsident Thomas Meier. „Dies 
gefährdet aufgrund der nicht mehr mögli-
chen Planungssicherheit für Netzanbieter 
den gesamten Breitbandausbau.“
Der BVI befürchtet eine Mehrbelastung von 
Mietern, vor allem für jene mit geringem Ein-
kommen. Sie könnten ihre Kabelgebühren 
nicht mehr den Betriebskosten zurechnen, 
was bedeutet, dass diese vom Wohngeld 
nicht mehr gedeckt werden. „Zudem han-
delt es sich um eine viel zu kurze Über-
gangsfrist“, kritisiert Meier. „Verträge für 
Millionen Haushalte müssen neu verhan-
delt und künftig einzeln abgerechnet wer-
den. Dies wird aufgrund des gestiegenen 
Mehraufwands auch zu höheren Kosten der 
Immobilienverwaltung führen.“ Der BVI 
sieht in der TKG-Novelle viele Verlierer. Vom 
erklärten Ziel des schnellen Internets für 
alle sei sie weit entfernt, so Meier.

GdW befürchtet Belastungen für 
einkommensschwache Mieter …

Scharfe Kritik kommt auch vom führenden 
Verband der Wohnungswirtschaft, GdW: 
„Das sind schlechte Nachrichten für über 
12 Mio. Mieterhaushalte in ganz Deutsch-
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Ab 2024 müssen Verbraucher selbst 
Verträge mit Kabelnetzbetreibern 
abschließen. Verbraucherschützer 
sehen mehr Wettbewerb und sinkende 
Gebühren voraus.
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land. Auf sie kommen Mehrkosten von 
bis zu 200 Euro jährlich pro Haushalt zu. 
Die Regierung leistet hier einen echten Bä-
rendienst für Mieter mit geringen Einkom-
men und sozial orientierte Vermieter“, sagt 
Axel Gedaschko, Präsident des Spitzenver-
bandes der Wohnungswirtschaft GdW. Er 
kritisiert, dass nach der Übergangsphase 
ab dem 1. Juli 2024 Mieter ihren Fernseh-
Dienst nach der neuen Regelung in Einzela-
brechnung abonnieren müssen. Belastet 
würden ausgerechnet geringverdienende 
Haushalte, weil für sie die TV-Kosten dann 
auch nicht mehr als Kosten der Unterkunft 
von der Kommune übernommen werden.
Vermieter müssten die Verträge neu verhan-
deln. „Diese Entscheidung sorgt für weniger 
Wettbewerb und generell steigende Preise. 
Denn durch die Streichung der Umlage wird 
es vor allem für kleinere mittelständische 
Netzbetreiber immer schwieriger, im Wett-
bewerb mit den ‚Großen‘ bestehen zu kön-
nen“, sagt Axel Gedaschko. Das Nachse-
hen hätten auch Vermieter, die mit eigenen 
Gemeinschaftsempfangsanlagen ihren Mie-

tern einen besonders kostengünstigen 
Fernsehempfang ermöglichen. 

… und begrüßt finanzielle Beteiligung der 
Mieter an Glasfaserausbau

Der GdW begrüßt indes, dass es als An-
schlussregelung für den Wegfall der Um
lagefähigkeit ein sogenanntes „Glasfaser-
bereitstellungsentgelt“ geben soll, das als 
Betriebskosten für die Dauer von fünf bis 
neun Jahren umlagefähig ist. Dabei müssen 
Mieter ihren Anbieter frei wählen können. 
Sollten neue Glasfaserleitungen verlegt 
werden, müssen sich Mieter an den Kosten 
der Infrastruktur beteiligen, und zwar mit 
maximal 60 Euro pro Jahr für eine Dauer 
von maximal fünf beziehungsweise neun 
Jahren. Dadurch soll die Verlegung von rei-
nen Glasfaseranschlüssen bis in die Woh-
nungen vorangebracht werden.
Unterm Strich ist aus Sicht des GdW das 
neue Gesetz „einfach nur schlecht ge-
macht“, so Gedaschko. „Die neuen, sehr 
restriktiven Regelungen werden den von der 

Nur Highspeed-Internet kann mit dem Rhythmus 
unserer Zeit mithalten und mit den Erwartungen 
Ihrer Bewohner. Die beste Garantie dafür ist 
Glasfaser bis in jede Wohnung. Ihr zuverlässiger  
Begleiter auf dem Weg dorthin heißt M-net.  
Setzen Sie mit uns auf FTTH: Mehr Werte für alle.  
Weniger Aufwand für Sie. 

Jetzt kostenfreie Objektbesichtigung 
vereinbaren: m-net.de/ftth

Schöne Fassade.  
Aber jetzt zählen die inneren Werte!
Glasfaser bis in die Wohnung macht für Ihre Bewohner und den Immobilienwert 
den Unterschied. Jetzt kostenfreie Objektbesichtigung vereinbaren.

FTTH

Glasfaser bis in  
die Wohnung

Ein Unternehmen der

210429_MNTWOWI_FTTH_ANZ_210_148_5_rd.indd   1 29.04.21   11:15
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„
Günstige TV-Preise für Mieter 

dürfen nicht aufs Spiel  
gesetzt werden.

BFW-Präsident Andreas Ibel
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Wohnungswirtschaft gewünschten Glas
faserausbau nicht wie erhofft in Schwung 
bringen. Im Gegenteil: „Es droht ein Rohr-
krepierer“, sagt der GdW-Präsident in einer 
Pressemitteilung. 
Auch der BFW Bundesverband Freier Immo-
bilien- und Wohnungsunternehmen sieht 
das Ergebnis der Novelle kritisch. Präsident 
Andreas Ibel erklärte, der BFW habe sich im 
Gesetzgebungsverfahren für den Erhalt der 
Nebenkostenpositionen eingesetzt, weil 
hierauf bisher funktionierende Geschäfts-
modelle zwischen Immobilienunternehmen 
und Netzbetreibern basieren. „Sie haben 
sowohl für Mieter als auch für Vermieter 
und Netzbetreiber zu einer Win-win-Situa-
tion geführt.“ 
Bereits während des Gesetzgebungsver-
fahrens hatte der BFW-Präsident gefor-
dert, der Netzausbau und die „günstigen 
TV-Preise für Mieterinnen und Mieter“ 
dürften nicht aufs Spiel gesetzt werden. 
„Gerade mittelständische Unternehmen 
können oft nur dann das Wohngebäude 
mit Breitband- und Glasfasernetzen aus-
bauen, wenn Netzbetreiber die Investitions
kosten übernehmen. Langfristige Verträge 

schaffen die erforderliche Planungssicher-
heit für Investitionen in den Ausbau der In
frastruktur. „Die gesetzlichen Eingriffe dro-
hen den bundesweiten Breitbandkabel- und 
Glasfaserausbau zu bremsen, statt ihn zu 
beschleunigen“, befürchtet Ibel. 

Lob der Kritiker: Nebenkostenprivileg hat 
nur Kabelnetzbetreibern genützt

Kritiker der noch gültigen Regelung sahen 
im Nebenkostenprivileg immer eine Wett
bewerbsverzerrung zugunsten der Kabel-
netzbetreiber. Sie begrüßen die Gesetzes-
novelle. Das Nebenkostenprivileg stamme 
aus einer Zeit, als es kein Internet gab – 
und damit auch keine Möglichkeit, Fernse-
hen über andere Infrastrukturen zu empfan-
gen, heißt es unisono. Solange der Mieter 
bereits für den Kabelanschluss über die 
Mietnebenkosten zahlen müsse, habe er 
wenig Anlass, den TV- oder Internetanbieter 
zu wechseln. Und solange diese Zwangsbin-
dung bestehe, hätten Telekommunikations-
anbieter wenig Anlass, die in praktisch je-
dem Haus vorhandenen Kupferdoppeladern 
durch Glasfaser zu ersetzen. 

Die Kabel-Historie

Das Nebenkostenprivileg ist ein Relikt aus der Zeit, als die 
Deutsche Bundespost als staatliches Monopolunternehmen 
Breitbandkommunikationsnetze (BK-Netze) für TV-Programme 
und den UKW-Hörfunk errichtete, um die zu dieser Zeit 
typischen „Antennenwälder“ zu reduzieren.
Für die Nutzung dieser BK-Netze mussten Mieter seither 
monatliche Gebühren zahlen. Um den Anschluss an die 
BK-Netze zu fördern, wurden diese als „Marketingmaßnahme“ 
in die Betriebskostenverordnung aufgenommen. 
Diese Regelung wurde auch nach der Liberalisierung des 
Telekommunikationsmarktes in den Neunzigerjahren und dem 
Übergang in die digitale Welt beibehalten, bei der nun Wirt-
schaftsunternehmen als Kabelnetzbetreiber im Wettbewerb 
zueinander stehen.
Für Breitbandanschlüsse gab es von Anfang an langjährige, 
auch als Mehrnutzerverträge bezeichnete Gestattungsverträge 
der Wohnungswirtschaft mit einem Kabelnetzbetreiber über 
die Medienversorgung aller via Hausnetz erreichbaren Wohn-
einheiten und die Bezahlung der Entgelte als Sammelinkasso. 
Wegen des von der Zahl der an das Hausnetz angeschlosse-
nen Wohnungen abhängigen „Mengenrabatts“ reduzieren sich 
bei Mehrnutzerverträgen für den einzelnen Mieter die Kosten 
gegenüber Einzelnutzerverträgen. 

Es gibt folgende Gründe für die Aufhebung des Nebenkosten-
privilegs:
Das Nebenkostenprivileg wurde eingeführt, um den Ausbau 
der BK-Netzstruktur zu fördern. Dieses System ist nicht mehr 
existent.

❙❙ Das Nebenkostenprivileg verhindert Wettbewerb.
❙❙ Es gibt inzwischen verschiedene Technologien für  

Breitbandanschlüsse.
❙❙ Das bisherige Konzept stellt eine Art „Zwangsverkabelung“ 

dar, weil der Mieter die Kosten für den vorhandenen  
Breitbandanschluss auch dann tragen muss, wenn er eine 
andere Technologie (z.B. DSL) nutzt. 

Die Beendigung des Nebenkostenprivilegs betrifft über  
10 Millionen Haushalte, aber auch die Geschäftsmodelle der 
Kabelnetzbetreiber und Wohnungswirtschaft.

Mit dem Ende des Nebenkostenprivilegs haben die Mieter  
theoretisch folgende Möglichkeiten:
❙❙ Freie Wahl des Kabelnetzbetreibers 
❙❙ Freie Wahl der Übertragungstechnologie
❙❙ Kürzere Vertragslaufzeiten beim Einzelnutzervertrag
 
Dieser Wahlfreiheit steht allerdings die Realität gegenüber, 
dass es sich bei den vorhandenen Hausnetzen in der Regel 
um koaxiale Leitungsnetze handelt, bei denen die Einspeisung 
von nur einem Kabelnetzbetreiber erfolgt.
Durch Einzelnutzerverträge können sich für die Mieter  
durchaus höhere monatliche Grundgebühren für den  
Kabelanschluss ergeben, die sich allerdings nur auf die frei 
empfangbaren TV-Programme beziehen. Die bei den Kabel
netzen stark angestiegene Internetnutzung erfordert dagegen 
zusätzliche Entgelte.
� Ulrich Freyer

Foto: Laura Günter/Bild
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„
Es ist an der Zeit,  
die Cash-Cow der  

Kabelnetzbetreiber zur 
Schlachtbank zu führen.

Michael Gundall
Verbraucherzentrale Rheinland-Pfalz
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Rechtsanspruch auf schnelles Internet

Der Koalitionsbeschluss fiel nun mitten im 
Lockdown während der Corona-Pandemie in 
die Zeit des Homeoffice, in der die Defizite 
Deutschlands bei der Digitalisierung nicht 
mehr zu übersehen waren. Unterstützer der 
Novelle sind sich darin einig, dass die Poli-
tik nun gezwungen war, mehr zu tun: Des-
halb wurde die TKG-Novelle mit einem 
Rechtsanspruch auf schnelles Internet ver-
sehen. Wer bisher also nur im Zeitlupen-
tempo im Internet unterwegs ist, kann sich 
künftig bei der Bundesnetzagentur be-
schweren. Die Behörde prüft dann den Fall 
und beauftragt gegebenenfalls einen An
bieter mit der Verlegung eines Breitbandzu-
gangs. 

Verbraucherzentrale: Cash Cow der 
Kabelnetzbetreiber  

Michael Gundall, Telekommunikations
experte der Verbraucherzentrale Rheinland-
Pfalz, ist überzeugt, dass die Telekommuni-
kationsnovelle überfällig war. „Es ist an der 
Zeit, dass „die Cash-Cow der Kabelnetz
betreiber zur Schlachtbank geführt wird“, 
schrieb er in einem Positionspapier seines 
Bundesverbands. Im Gespräch mit der IVV 
sagte er, das Nebenkostenprivileg sei für 
viele Wohnungsunternehmen lange Jahre 
eine einträgliche Einnahmequelle gewesen. 
Bedeutet: Wohnungsbaugesellschaften und 

Hausverwaltungen schließen mit Kabelnetz-
betreibern Verträge ab und bezahlen muss 
es der Mieter oder Wohnungseigentümer 
über die Nebenkostenabrechnung, ob er  
ihn nutzt oder auch nicht. „Wahlfreiheit? 
Fehlanzeige. Der Verbraucher ist indirekter 
Kunde des Kabelnetzbetreibers. Ein Ge-
schäftsmodell, bei dem mit wenig Aufwand 
viel Geld generiert wird. „Denn die Mehrnut-
zerverträge werden von Hausverwaltungen 
mit dem Kabelnetzbetreiber meist mit einer 
Laufzeit zwischen zehn und 15 Jahren ab-
geschlossen, dementsprechend haben sie 
wenig Interesse an einer Abschaffung der 
gültigen Gesetzeslage“, so Gundall.

Vermieter können nicht länger an 
Preisaufschlägen verdienen

Hinzu kommt, dass die Vermieter dank 
günstiger Großhandelsbedingungen das Ka-
belfernsehen zu reduzierten Preisen kaufen 
konnten. Sozial orientierte Vermieter gäben 
diesen Kostenvorteil eins zu eins weiter, 
andere große Wohnungsunternehmen seien 
jedoch weniger zimperlich und berechneten 
den Fernsehempfang mit einem mehr oder 
weniger heftigen Preisaufschlag um bis zu 
zehn Euro und mehr pro Wohneinheit im 
Monat. Diese Einnahmequelle entfällt jetzt. 
Der Verbraucherschützer kritisiert auch die 
Argumentation der Kabelnetzbetreiber, 
durch den Wegfall des Nebenkostenprin-
zips würden Arbeitslosengeld-Empfänger, 
deren Kabelanschluss nicht über die Ne-
benkosten abgerechnet wird, benachteiligt. 
„In diesen Fällen muss der Anschluss aus 
dem Regelsatz bezahlt werden. Die derzei-
tige Lösung ist also keine sozial gerechte 
Regelung“, so Gundall.
Das Argument pro Nebenkostenprivileg, 
beim Fernsehempfang bestünde sehr wohl 
Wahlfreiheit, zumal jeder Mieter trotzdem 
einen Vertrag bei einem IPTV- oder einem 
Streamingdienste-Anbieter abschließen 
bzw. über DVB-T2HD oder die Satelliten-
schüssel auf dem Balkon nutzen könne, 
lässt der Experte nicht gelten. Dadurch 
müsste der Mieter doppelt zahlen. Auch 
das Argument, durch die Abschaffung des 
Nebenkostenprivilegs würden die Endver-
braucherpreise für den Fernsehempfang 
drastisch steigen, sei mehr als fragwürdig: 
„Mehr Wettbewerb führt zu günstigeren 
Endverbraucherpreisen. Das hat schon die 
Marktöffnung des Telekommunikations-
marktes 1998 bewiesen.“ Die Möglichkeit, 
dass Verbraucher künftig eigene Verträge 
abschließen, schaffe Wahlfreiheit: Mieter 
können genau wie bei den Handyverträgen 
sich Angebote ganz nach eigenen Bedürf-
nissen auswählen. Was die Preise für einen 
Kabelanschluss betrifft, geht Gundall da-

von aus, dass sich auch diese Preise ein-
pendeln werden, vielleicht etwas teurer wer-
den. Dass dies das Aus für die Kabelanbie-
ter sein wird, sieht er nicht. Für einen Euro 
mehr im Monat wechselt der Verbraucher 
nicht“, ahnt Gundall. 
An die Adresse der Vermieter und Verwalter 
sagt Gundall: „Auch wenn gerade kleinere 
Hausverwaltungen sich häufig nicht mit der 
Materie auskennen und die Abrechnungen 
mit den Kabelbetreibern als durchlaufender 
Posten einfach sind, gibt es eine Vielzahl 
interessanter Alternativen. Wo ein Wille ist 
auch ein Weg, man sollte aber verhandeln.“

Anbieterwechsel mit Preishalbierung sei 
nicht unrealistisch, vorausgesetzt, man ver-
handelt. Als Positivbeispiel nennt die Ver-
braucherberatung die Vereinigte Leipziger 
Wohnungsgenossenschaft, die im Mai 
2015 einen Vertrag für zehn Jahre mit Pri-
macom abgeschlossen hat. Im Rahmen die-
ses Neuvertrages wurden die Kabelkosten 
sogar von 10,77 Euro auf 7,90  Euro pro 
Monat gesenkt. Und jeder Mieter kann 
selbst entscheiden, ob er einen Kabelan-
schluss abschließen möchte oder nicht.

Autorin  
Christina Hövener-Hetz, 
Medienbüro Hövener
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„
Ohne Planungssicherheit  
für Netzanbieter ist der  

gesamte Breitbandausbau  
gefährdet.

Thomas Meier
BVI-Präsident 

„
Es droht ein Rohrkrepierer.

Axel Gedaschko
GdW-Präsident 


